
VERORDNUNG (EG) Nr. 772/2004 DER KOMMISSION
vom 27. April 2004

über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag auf Gruppen von Technologietransfer-
Vereinbarungen

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates vom 2.
März 1965 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrags auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmte Verhaltensweisen (1), insbesondere auf Artikel 1,

nach Veröffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung (2),

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartell- und
Monopolfragen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Verordnung Nr. 19/65/EWG ist die Kommis-
sion ermächtigt, Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag durch
Verordnung auf bestimmte unter Artikel 81 Absatz 1
EG-Vertrag fallende Gruppen von Technologietransfer-
Vereinbarungen und entsprechende aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen für anwendbar zu erklären, an
denen nur zwei Unternehmen beteiligt sind.

(2) Auf der Grundlage der Verordnung Nr. 19/65/EWG hat
die Kommission insbesondere die Verordnung (EG) Nr.
240/96 vom 31. Januar 1996 zur Anwendung von
Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von Tech-
nologietransfer-Vereinbarungen erlassen (3).

(3) Am 20. Dezember 2001 veröffentlichte die Kommission
einen Evaluierungsbericht über die Gruppenfreistellungs-
verordnung (EG) Nr. 240/96 für Technologietransfer-
Vereinbarungen (4). Dieser Bericht löste eine öffentliche
Diskussion über die Anwendung der Verordnung (EG)
Nr. 240/96 und die Anwendung von Artikel 81 Absätze
1 und 3 EG-Vertrag auf Technologietransfer-Vereinba-
rungen allgemein aus. Mitgliedstaaten und Dritte spra-
chen sich dabei allgemein für eine Reform der Wettbe-
werbspolitik der Kommission in Bezug auf Technologie-
transfer-Vereinbarungen aus. Es ist daher angebracht, die
Verordnung (EG) Nr. 240/96 zu ersetzen.

(4) Die vorliegende Verordnung soll für wirksamen Wettbe-
werb sorgen und zugleich den Unternehmen angemes-
sene Rechtssicherheit bieten. Bei der Verfolgung dieser
Ziele sollten die rechtlichen Vorgaben vereinfacht und
für eine einfachere Anwendung gesorgt werden. Anstelle
einer Aufzählung der vom Verbot des Artikels 81 Absatz
1 EG-Vertrag freigestellten Bestimmungen empfiehlt es
sich, künftig die Gruppen von Vereinbarungen zu
beschreiben, die von dem Verbot freigestellt sind,
solange die Marktmacht der Beteiligten ein bestimmtes
Maß nicht überschreitet, und die Beschränkungen oder
Bestimmungen zu benennen, die in solchen Vereinba-
rungen nicht enthalten sein dürfen. Dies entspricht
einem wirtschaftsorientierten Ansatz, bei dem untersucht
wird, wie sich eine Vereinbarung auf den relevanten
Markt auswirkt. Diesem Ansatz entspricht es auch,
zwischen Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern und
Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern zu
unterscheiden.

(5) Gegenstand einer Technologietransfer-Vereinbarung ist
die Vergabe einer Lizenz für eine bestimmte Techno-
logie. Solche Vereinbarungen steigern in der Regel die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und wirken sich positiv
auf den Wettbewerb aus, da sie die Verbreitung der
Technologie erleichtern, parallelen Forschungs- und
Entwicklungsaufwand reduzieren, den Anreiz zur
Aufnahme von Forschungs- und Entwicklungsarbeiten
stärken, Anschlussinnovationen fördern und Wettbewerb
auf den Produktmärkten erzeugen können.

(6) Die Wahrscheinlichkeit, dass die effizienzsteigernden
und wettbewerbsfördernden Wirkungen stärker ins
Gewicht fallen als wettbewerbsschädliche Wirkungen,
die von Beschränkungen in Technologietransfer-Verein-
barungen verursacht werden, hängt von der Marktmacht
der beteiligten Unternehmen und somit von dem
Ausmaß ab, in dem diese Unternehmen dem Wettbe-
werb anderer Unternehmen ausgesetzt sind, die über
Ersatztechnologien verfügen oder Ersatzprodukte
herstellen.

(7) Diese Verordnung sollte nur für Vereinbarungen gelten,
in denen der Lizenzgeber dem Lizenznehmer erlaubt, die
lizenzierte Technologie — gegebenenfalls nach weiteren
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten des Lizenzneh-
mers — zur Produktion von Waren oder Dienstleis-
tungen zu nutzen. Lizenzvereinbarungen, die die
Vergabe von Unteraufträgen für Forschungs- und
Entwicklungstätigkeiten zum Ziel haben, sollten hiervon
nicht erfasst werden. Ferner sollten Lizenzvereinba-
rungen zur Errichtung von Technologiepools nicht
erfasst werden, d. h. Vereinbarungen über die Zusam-
menlegung von Technologien mit dem Ziel, das so
entstandene Paket an Schutzrechtslizenzen Dritten zur
Nutzung anzubieten.
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(8) Für die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag
durch Verordnung ist es nicht erforderlich, diejenigen
Technologietransfer-Vereinbarungen zu bestimmen, die
unter Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag fallen könnten. Bei
der individuellen Beurteilung von Vereinbarungen nach
Artikel 81 Absatz 1 sind mehrere Faktoren, insbesondere
die Struktur und Dynamik der relevanten Technologie-
und Produktmärkte, zu berücksichtigen.

(9) Die in dieser Verordnung geregelte Gruppenfreistellung
sollte nur Vereinbarungen zugute kommen, von denen
mit hinreichender Sicherheit angenommen werden kann,
dass sie die Voraussetzungen von Artikel 81 Absatz 3
EG-Vertrag erfüllen. Um die Vorteile des Technologie-
transfers nutzen und die damit verbundenen Ziele errei-
chen zu können, sollte diese Verordnung auch für
Bestimmungen in Technologietransfer-Vereinbarungen
gelten, die nicht den Hauptgegenstand dieser Vereinba-
rungen bilden, aber mit der Anwendung der lizenzierten
Technologie unmittelbar verbunden sind.

(10) Bei Technologietransfer-Vereinbarungen zwischen Wett-
bewerbern kann angenommen werden, dass sie im Allge-
meinen zu einer Verbesserung der Produktion oder des
Vertriebs und zu einer angemessenen Beteiligung der
Verbraucher an dem daraus entstehenden Gewinn
führen, wenn der gemeinsame Marktanteil der Parteien
auf den relevanten Märkten 20 % nicht überschreitet und
die Vereinbarungen nicht schwerwiegende wettbewerbs-
schädigende Beschränkungen enthalten.

(11) Bei Technologietransfer-Vereinbarungen zwischen Nicht-
Wettbewerbern kann angenommen werden, dass sie im
Allgemeinen zu einer Verbesserung der Produktion oder
des Vertriebs und zu einer angemessenen Beteiligung der
Verbraucher an dem daraus entstehenden Gewinn
führen, wenn der individuelle Marktanteil der Parteien
auf den relevanten Märkten 30 % nicht überschreitet und
die Vereinbarungen nicht schwerwiegende wettbewerbs-
schädigende Beschränkungen enthalten.

(12) Bei Technologietransfer-Vereinbarungen oberhalb dieser
Marktanteilsschwellen kann nicht ohne weiteres davon
ausgegangen werden, dass sie unter Artikel 81 Absatz 1
EG-Vertrag fallen. Eine Vereinbarung zwischen nicht
konkurrierenden Unternehmen über die Vergabe einer
Exklusivlizenz fällt beispielsweise häufig nicht unter
Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag. Ebenso wenig kann
oberhalb dieser Marktanteilsschwellen davon ausge-
gangen werden, dass Technologietransfer-Vereinba-
rungen, die unter Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag fallen,
die Freistellungsvoraussetzungen nicht erfüllen oder dass
sie im Gegenteil regelmäßig objektive Vorteile mit sich
bringen, die nach Art und Umfang geeignet sind, die
Nachteile auszugleichen, die sie für den Wettbewerb
nach sich ziehen.

(13) Diese Verordnung sollte keine Technologietransfer-
Vereinbarungen freistellen, die Beschränkungen
enthalten, die für die Verbesserung der Produktion oder
des Vertriebs nicht unerlässlich sind. Insbesondere Tech-
nologietransfer-Vereinbarungen, die schwerwiegende
wettbewerbsschädigende Beschränkungen enthalten, wie
die Festsetzung von Preisen gegenüber Dritten, sollten

ohne Rücksicht auf den Marktanteil der beteiligten
Unternehmen von dem Vorteil der Gruppenfreistellung
nach dieser Verordnung ausgenommen werden. Bei
diesen so genannten Kernbeschränkungen sollte die
gesamte Vereinbarung vom Vorteil der Gruppenfreistel-
lung ausgeschlossen werden.

(14) Um Innovationsanreize zu erhalten und eine angemes-
sene Anwendung der Rechte an geistigem Eigentum
sicherzustellen, sollten bestimmte Beschränkungen,
insbesondere in Form ausschließlicher Rücklizenz-
Verpflichtungen für abtrennbare Verbesserungen, von
der Gruppenfreistellung ausgenommen werden. Sind
solche Beschränkungen in einer Lizenzvereinbarung
enthalten, sollte nur die betreffende Beschränkung vom
Vorteil der Gruppenfreistellung ausgeschlossen werden.

(15) Durch die Marktanteilsschwellen, den Ausschluss von
Technologietransfer-Vereinbarungen, die schwerwie-
gende Wettbewerbsbeschränkungen enthalten, von der
Gruppenfreistellung und durch die nicht freigestellten
Beschränkungen, die in dieser Verordnung vorgesehen
sind, dürfte sichergestellt sein, dass Vereinbarungen, auf
die die Gruppenfreistellung Anwendung findet, den
beteiligten Unternehmen nicht die Möglichkeit eröffnen,
für einen wesentlichen Teil der betreffenden Produkte
den Wettbewerb auszuschalten.

(16) Wenn im Einzelfall eine Vereinbarung zwar unter diese
Verordnung fällt, aber dennoch Wirkungen entfaltet, die
mit Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag unvereinbar sind,
sollte die Kommission den Vorteil der Gruppenfreistel-
lung entziehen können. Dies kann unter anderem dann
der Fall sein, wenn Innovationsanreize eingeschränkt
werden oder der Marktzugang erschwert wird.

(17) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom
16. Dezember 2003 zur Durchführung der in den Arti-
keln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbe-
werbsregeln (1) können die zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten den Rechtsvorteil der Gruppenfreistel-
lung entziehen, wenn Technologietransfer-Vereinba-
rungen Wirkungen entfalten, die mit Artikel 81 Absatz
3 EG-Vertrag unvereinbar sind und im Gebiet eines
Mitgliedstaats oder in einem Teilgebiet dieses Mitglied-
staats, das alle Merkmale eines gesonderten räumlichen
Markts aufweist, auftreten. Die Mitgliedstaaten müssen
sicherstellen, dass sie bei der Ausübung dieser Entzugs-
befugnis nicht die einheitliche Anwendung der Wettbe-
werbsregeln der Gemeinschaft auf dem gesamten
Gemeinsamen Markt oder die volle Wirksamkeit der zu
ihrer Durchführung erlassenen Maßnahmen beein-
trächtigen.

(18) Um die Überwachung paralleler Netze von Technologie-
transfer-Vereinbarungen mit gleichartigen wettbewerbs-
beschränkenden Wirkungen zu verstärken, die mehr als
50 % eines Markts erfassen, sollte die Kommission
erklären können, dass diese Verordnung auf Technolo-
gietransfer-Vereinbarungen, die bestimmte auf den rele-
vanten Markt bezogene Beschränkungen enthalten, keine
Anwendung findet, und dadurch die volle Anwendbar-
keit von Artikel 81 EG-Vertrag auf diese Vereinbarungen
wiederherstellen.
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(19) Diese Verordnung sollte nur für Technologietransfer-
Vereinbarungen zwischen einem Lizenzgeber und einem
Lizenznehmer gelten. Sie sollte für solche Vereinba-
rungen auch dann gelten, wenn sie Beschränkungen für
mehr als eine Handelsstufe enthalten, beispielsweise
wenn der Lizenznehmer verpflichtet wird, ein spezielles
Vertriebssystem zu errichten, und wenn ihm vorgegeben
wird, welche Verpflichtungen er den Weiterverkäufern
der in Lizenz hergestellten Produkte auferlegen muss
oder kann. Diese Beschränkungen und Verpflichtungen
sollten jedoch mit den für Liefer- und Vertriebsvereinba-
rungen geltenden Wettbewerbsregeln vereinbar sein.
Liefer- und Vertriebsvereinbarungen zwischen einem
Lizenznehmer und seinen Kunden sollten von dieser
Verordnung nicht freigestellt sein.

(20) Diese Verordnung gilt unbeschadet der Anwendung von
Artikel 82 EG-Vertrag —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Definitionen

(1) Für diese Verordnung gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

a) „Vereinbarung“: eine Vereinbarung, ein Beschluss einer
Unternehmensvereinigung oder eine aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweise;

b) „Technologietransfer-Vereinbarung“: eine Patentlizenzver-
einbarung, eine Know-how-Vereinbarung, eine Softwareli-
zenz-Vereinbarung oder gemischte Patentlizenz-, Know-
how- oder Softwarelizenz-Vereinbarungen einschließlich
Vereinbarungen mit Bestimmungen, die sich auf den
Erwerb oder Verkauf von Produkten beziehen oder die sich
auf die Lizenzierung oder die Übertragung von Rechten an
geistigem Eigentum beziehen, sofern diese Bestimmungen
nicht den eigentlichen Gegenstand der Vereinbarung bilden
und unmittelbar mit der Produktion der Vertragsprodukte
verbunden sind; als Technologietransfer-Vereinbarung gilt
auch die Übertragung von Patent-, Know-how- oder Soft-
ware-Rechten sowie einer Kombination dieser Rechte, wenn
das mit der Verwertung der Technologie verbundene Risiko
zum Teil beim Veräußerer verbleibt, insbesondere, wenn
der als Gegenleistung für die Übertragung zu zahlende
Betrag vom Umsatz abhängt, den der Erwerber mit
Produkten erzielt, die mithilfe der übertragenen Techno-
logie produziert worden sind, oder von der Menge dieser
Produkte oder der Anzahl der unter Einsatz der Techno-
logie durchgeführten Arbeitsvorgänge;

c) „wechselseitige Vereinbarung“: eine Technologietransfer-
Vereinbarung, bei der zwei Unternehmen einander in
demselben oder in getrennten Verträgen eine Patent-,
Know-how-, Softwarelizenz oder eine gemischte Patent-,
Know-how- oder Softwarelizenz für konkurrierende Tech-
nologien oder für die Produktion konkurrierender Produkte
erteilen;

d) „nicht wechselseitige Vereinbarung“: eine Technologie-
transfer-Vereinbarung, bei der ein Unternehmen einem
anderen Unternehmen eine Patent-, eine Know-how-, eine
Softwarelizenz oder eine gemischte Patent-, Know-how-
oder Softwarelizenz erteilt oder mit der zwei Unternehmen
einander eine solche Lizenz erteilen, wobei diese Lizenzen
jedoch keine konkurrierenden Technologien zum Gegen-
stand haben und auch nicht zur Produktion konkurrier-
ender Produkte genutzt werden können;

e) „Produkt“: eine Ware und/oder eine Dienstleistung in Form
eines Zwischen- oder Endprodukts;

f) „Vertragsprodukt“: ein Produkt, das mit der lizenzierten
Technologie produziert wird;

g) „Rechte an geistigem Eigentum“: gewerbliche Schutzrechte,
Know-how, Urheberrechte sowie verwandte Schutzrechte;

h) „Patent“: Patente, Patentanmeldungen, Gebrauchsmuster,
Gebrauchsmusteranmeldungen, Geschmacksmuster, Topo-
grafien von Halbleitererzeugnissen, ergänzende Schutzzerti-
fikate für Arzneimittel oder andere Produkte, für die solche
Zertifikate erlangt werden können, und Sortenschutzrechte;

i) „Know-how“: eine Gesamtheit nicht patentierter praktischer
Kenntnisse, die durch Erfahrungen und Versuche gewonnen
werden und die

i) geheim, d. h. nicht allgemein bekannt und nicht leicht
zugänglich sind,

ii) wesentlich, d. h. die für die Produktion der Vertragspro-
dukte von Bedeutung und nützlich sind, und

iii) identifiziert sind, d. h. umfassend genug beschrieben
sind, so dass überprüft werden kann, ob es die Merk-
male „geheim“ und „wesentlich“ erfüllt;

j) „konkurrierende Unternehmen“: Unternehmen, die auf dem
relevanten Technologiemarkt und/oder dem relevanten
Produktmarkt miteinander im Wettbewerb stehen, wobei

i) konkurrierende Unternehmen auf dem „relevanten Tech-
nologiemarkt“ solche Unternehmen sind, die Lizenzen
für konkurrierende Technologien vergeben, ohne die
Rechte des anderen Unternehmens an geistigem
Eigentum zu verletzen (tatsächliche Wettbewerber auf
dem Technologiemarkt); zum relevanten Technologie-
markt gehören auch Technologien, die von den Lizen-
znehmern aufgrund ihrer Eigenschaften, ihrer Lizenzge-
bühren und ihres Verwendungszwecks als austauschbar
oder substituierbar angesehen werden;
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ii) konkurrierende Unternehmen auf dem „relevanten
Produktmarkt“ solche Unternehmen sind, die ohne die
Technologietransfer-Vereinbarung auf den sachlich und
räumlich relevanten Märkten, auf denen die Vertragspro-
dukte angeboten werden, tätig sind, ohne die Rechte des
anderen Unternehmens an geistigem Eigentum zu
verletzen (tatsächliche Wettbewerber auf dem Produkt-
markt), oder die unter realistischen Annahmen die
zusätzlichen Investitionen oder sonstigen Umstellungs-
kosten auf sich nehmen würden, die nötig sind, um auf
eine geringfügige dauerhafte Erhöhung der relativen
Preise hin ohne Verletzung fremder Rechte an geistigem
Eigenum in vertretbarer Zeit in die sachlich und räum-
lich relevanten Märkte eintreten zu können (potenzielle
Wettbewerber auf dem Produktmarkt); der relevante
Produktmarkt umfasst Produkte, die vom Käufer
aufgrund ihrer Eigenschaften, ihrer Preise und ihres
Verwendungszwecks als austauschbar oder substi-
tuierbar angesehen werden;

k) „selektive Vertriebssysteme“: Vertriebssysteme, in denen sich
der Lizenzgeber verpflichtet, Lizenzen für die Produktion
der Vertragsprodukte nur Lizenznehmern zu erteilen, die
aufgrund festgelegter Merkmale ausgewählt werden, und in
denen sich diese Lizenznehmer verpflichten, die Vertrags-
produkte nicht an Händler zu verkaufen, die nicht zum
Vertrieb zugelassen sind;

l) „Exklusivgebiet“: ein Gebiet, in dem nur ein Unternehmen
die Vertragsprodukte mit der lizenzierten Technologie
produzieren darf, ohne die Möglichkeit auszuschließen,
einem anderen Lizenznehmer in diesem Gebiet die Produk-
tion der Vertragsprodukte nur für einen bestimmten
Kunden zu erlauben, wenn diese zweite Lizenz erteilt
worden ist, um diesem Kunden eine alternative Bezugs-
quelle zu verschaffen;

m) „Exklusivkundengruppe“: eine Gruppe von Kunden, denen
nur ein Unternehmen die mit der lizenzierten Technologie
produzierten Vertragsprodukte aktiv verkaufen darf;

n) „abtrennbare Verbesserung“: eine Verbesserung, die ohne
Verletzung der lizenzierten Technologie verwertet werden
kann.

(2) Die Begriffe „Unternehmen“, „Lizenzgeber“ und „Lizenz-
nehmer“ schließen verbundene Unternehmen ein.

„Verbundene Unternehmen“ sind

a) Unternehmen, bei denen ein an der Vereinbarung beteiligtes
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar

i) über mehr als die Hälfte der Stimmrechte verfügt oder

ii) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Leitungs- oder
Verwaltungsorgans oder der zur gesetzlichen Vertretung
berufenen Organe bestellen kann oder

iii) das Recht hat, die Geschäfte des Unternehmens zu
führen;

b) Unternehmen, die in einem an der Vereinbarung beteiligten
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter Buch-
stabe a) bezeichneten Rechte oder Einflussmöglichkeiten
haben;

c) Unternehmen, in denen ein unter Buchstabe b) genanntes
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter Buch-
stabe a) bezeichneten Rechte oder Einflussmöglichkeiten
hat;

d) Unternehmen, in denen eine der Vertragsparteien
gemeinsam mit einem oder mehreren der unter den Buch-
staben a), b) oder c) genannten Unternehmen oder in denen
zwei oder mehr als zwei der zuletzt genannten Unter-
nehmen gemeinsam die in Buchstabe a) bezeichneten Rechte
oder Einflussmöglichkeiten haben;

e) Unternehmen, in denen die unter Buchstabe a) bezeichneten
Rechte und Einflussmöglichkeiten gemeinsam ausgeübt
werden durch:

i) Vertragsparteien oder mit ihnen jeweils verbundene
Unternehmen im Sinne der Buchstaben a) bis d) oder

ii) eine oder mehrere Vertragsparteien oder eines oder
mehrere der mit ihnen im Sinne der Buchstaben a) bis d)
verbundenen Unternehmen und ein oder mehrere dritte
Unternehmen.

Artikel 2

Freistellung

Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag wird gemäß Artikel 81 Absatz
3 EG-Vertrag unter den in dieser Verordnung genannten
Voraussetzungen für nicht anwendbar erklärt auf Technologie-
transfer-Vereinbarungen zwischen zwei Unternehmen, die die
Produktion der Vertragsprodukte ermöglichen.

Die Freistellung gilt, soweit diese Vereinbarungen Wettbewerbs-
beschränkungen enthalten, die unter Artikel 81 Absatz 1 EG-
Vertrag fallen. Die Freistellung gilt, solange die Rechte an der
lizenzierten Technologie nicht abgelaufen, erloschen oder für
ungültig erklärt worden sind oder — im Falle lizenzierten
Know-hows — solange das Know-how geheim bleibt, es sei
denn, das Know-how wird infolge des Verhaltens des Lizenz-
nehmers offenkundig; in diesem Fall gilt die Freistellung für die
Dauer der Vereinbarung.

Artikel 3

Marktanteilsschwellen

(1) Handelt es sich bei den Vertragsparteien um konkurrie-
rende Unternehmen, so gilt die Freistellung nach Artikel 2
unter der Voraussetzung, dass der gemeinsame Marktanteil der
Parteien auf dem betroffenen relevanten Technologie- und
Produktmarkt 20 % nicht überschreitet.

(2) Handelt es sich bei den Vertragsparteien um nicht
konkurrierende Unternehmen, so gilt die Freistellung nach
Artikel 2 unter der Voraussetzung, dass der individuelle Markt-
anteil der Parteien auf dem betroffenen relevanten Technologie-
und Produktmarkt 30 % nicht überschreitet.

(3) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 bestimmt sich
der Marktanteil einer Partei auf den relevanten Technolo-
giemärkten nach der Präsenz der lizenzierten Technologie auf
den relevanten Produktmärkten. Als Marktanteil des Lizenz-
gebers auf dem relevanten Technologiemarkt gilt der gemein-
same Marktanteil, den der Lizenzgeber und seine Lizenznehmer
mit den Vertragsprodukten auf dem relevanten Produktmarkt
erzielen.
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Artikel 4

Kernbeschränkungen

(1) Handelt es sich bei den Vertragsparteien um konkurrie-
rende Unternehmen, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 nicht
für Vereinbarungen, die unmittelbar oder mittelbar, für sich
allein oder in Verbindung mit anderen Umständen unter der
Kontrolle der Vertragsparteien Folgendes bezwecken:

a) die Beschränkung der Möglichkeit einer Partei, den Preis, zu
dem sie ihre Produkte an Dritte verkauft, selbst festzusetzen;

b) die Beschränkung des Outputs mit Ausnahme von Output-
Beschränkungen, die dem Lizenznehmer in einer nicht
wechselseitigen Vereinbarung oder einem der Lizenznehmer
in einer wechselseitigen Vereinbarung in Bezug auf die
Vertragsprodukte auferlegt werden;

c) die Zuweisung von Märkten oder Kunden mit Ausnahme

i) der dem bzw. den Lizenznehmern auferlegten Verpflich-
tung, die lizenzierte Technologie nur in einem oder
mehreren Anwendungsbereichen oder in einem oder
mehreren Produktmärkten zu nutzen;

ii) der dem Lizenzgeber und/oder dem Lizenznehmer in
einer nicht wechselseitigen Vereinbarung auferlegten
Verpflichtung, mit der lizenzierten Technologie nicht in
einem oder mehreren Anwendungsbereichen, in einem
oder mehreren Produktmärkten oder in einem oder
mehreren Exklusivgebieten, die der anderen Partei
vorbehalten sind, zu produzieren;

iii) der dem Lizenzgeber auferlegten Verpflichtung, in
einem bestimmten Gebiet keinem anderen Lizenz-
nehmer eine Technologie-Lizenz zu erteilen;

iv) der in einer nicht wechselseitigen Vereinbarung dem
Lizenznehmer und/oder dem Lizenzgeber auferlegten
Beschränkung des aktiven und/oder passiven Verkaufs
in das Exklusivgebiet oder an die Exklusivkunden-
gruppe, das bzw. die der anderen Partei vorbehalten ist;

v) der in einer nicht wechselseitigen Vereinbarung dem
Lizenznehmer auferlegten Beschränkung des aktiven
Verkaufs in das Exklusivgebiet oder an die Exklusivkun-
dengruppe, das bzw. die vom Lizenzgeber einem
anderen Lizenznehmer zugewiesen worden ist, sofern es
sich bei Letzterem nicht um ein Unternehmen handelt,
das zum Zeitpunkt der Lizenzerteilung in Konkurrenz
zum Lizenzgeber stand;

vi) der dem Lizenznehmer auferlegten Verpflichtung, die
Vertragsprodukte nur für den Eigenbedarf zu produ-
zieren, sofern er keiner Beschränkung in Bezug auf den
aktiven und passiven Verkauf der Vertragsprodukte als
Ersatzteile für seine eigenen Produkte unterliegt;

vii) der dem Lizenznehmer in einer nicht wechselseitigen
Vereinbarung auferlegten Verpflichtung, die Vertrags-
produkte nur für einen bestimmten Kunden zu produ-
zieren, wenn die Lizenz erteilt worden ist, um diesem
Kunden eine alternative Bezugsquelle zu verschaffen;

d) die Beschränkung der Möglichkeit des Lizenznehmers, seine
eigene Technologie zu verwerten, oder die Beschränkung
der Möglichkeit der Vertragsparteien, Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten durchzuführen, es sei denn, letztere
Beschränkungen sind unerlässlich, um die Preisgabe des
lizenzierten Know-hows an Dritte zu verhindern.

(2) Handelt es sich bei den Vertragsparteien nicht um
konkurrierende Unternehmen, gilt die Freistellung nach Artikel
2 nicht für Vereinbarungen, die unmittelbar oder mittelbar, für
sich allein oder in Verbindung mit anderen Umständen unter
der Kontrolle der Vertragsparteien Folgendes bezwecken:

a) die Beschränkung der Möglichkeit einer Partei, den Preis, zu
dem sie ihre Produkte an Dritte verkauft, selbst festzusetzen;
dies gilt unbeschadet der Möglichkeit, Höchstverkaufspreise
festzusetzen oder Preisempfehlungen auszusprechen, sofern
sich diese nicht infolge der Ausübung von Druck oder der
Gewährung von Anreizen durch eine der Vertragsparteien
tatsächlich wie Fest- oder Mindestverkaufspreise auswirken;

b) die Beschränkung des Gebiets oder des Kundenkreises, in
das oder an den der Lizenznehmer Vertragsprodukte passiv
verkaufen darf, mit Ausnahme

i) der Beschränkung des passiven Verkaufs in ein Exklusiv-
gebiet oder an eine Exklusivkundengruppe, das bzw. die
dem Lizenzgeber vorbehalten ist;

ii) der Beschränkung des passiven Verkaufs in ein Exklusiv-
gebiet oder an eine Exklusivkundengruppe, das bzw. die
vom Lizenzgeber einem anderen Lizenznehmer für die
ersten beiden Jahren, in denen dieser Lizenznehmer die
Vertragsprodukte in dieses Gebiet bzw. an diese Kunden-
gruppe verkauft, zugewiesen worden ist;

iii) der dem Lizenznehmer auferlegten Verpflichtung, die
Vertragsprodukte nur für den Eigenbedarf zu produ-
ziern, sofern er keiner Beschränkung in Bezug auf den
aktiven und passiven Verkauf der Vertragsprodukte als
Ersatzteile für seine eigenen Produkte unterliegt;

iv) der Verpflichtung, die Vertragsprodukte nur für einen
bestimmten Kunden zu produzieren, wenn die Lizenz
erteilt worden ist, um diesem Kunden eine alternative
Bezugsquelle zu verschaffen;

v) der Beschränkung des Verkaufs an Endverbraucher
durch Lizenznehmer, die auf der Großhandelsstufe tätig
sind;

vi) der Beschränkung des Verkaufs an nicht zugelassene
Händler, die Mitgliedern eines selektiven Vertriebs-
systems auferlegt werden;

c) die Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an
Endverbraucher, soweit diese Beschränkungen Lizenzneh-
mern auferlegt werden, die einem selektiven Vertriebssystem
angehören und auf der Einzelhandelsstufe tätig sind; dies gilt
unbeschadet der Möglichkeit, Mitgliedern des Systems zu
verbieten, Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlassungen
aus zu betreiben.

(3) Sind die Vertragsparteien zum Zeitpunkt des Abschlusses
der Vereinbarung keine konkurrierenden Unternehmen,
sondern treten sie erst später miteinander in Wett-bewerb, so
ist Absatz 2 anstelle von Absatz 1 während der Laufzeit der
Vereinbarung anwendbar, sofern die Vereinbarung nicht später
wesentlich geändert wird.
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Artikel 5

Nicht freigestellte Beschränkungen

(1) Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für die
folgenden in Technologietransfer-Vereinbarungen enthaltenen
Verpflichtungen:

a) alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtungen des
Lizenznehmers, dem Lizenzgeber oder einem vom Lizenz-
geber benannten Dritten eine Exklusivlizenz für seine
eigenen abtrennbaren Verbesserungen an der lizenzierten
Technologie oder seine eigenen neuen Anwendungen dieser
Technologie zu erteilen;

b) alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtungen des
Lizenznehmers, Rechte an eigenen abtrennbaren Verbesse-
rungen an der lizenzierten Technologie oder Rechte an
eigenen neuen Anwendungen dieser Technologie vollständig
oder teilweise auf den Lizenzgeber oder einen vom Lizenz-
geber benannten Dritten zu übertragen;

c) alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtungen des
Lizenznehmers, die Gültigkeit der Rechte an geistigem
Eigentum, über die der Lizenzgeber im Gemeinsamen Markt
verfügt, nicht anzugreifen, unbeschadet der Möglichkeit, die
Beendigung der Technologietransfer-Vereinbarung für den
Fall vorzusehen, dass der Lizenznehmer die Gültigkeit eines
oder mehrerer der lizenzierten Schutzrechte angreift.

(2) Handelt es sich bei den Vertragsparteien nicht um
konkurrierende Unternehmen, so gilt die Freistellung nach
Artikel 2 nicht für unmittelbare oder mittelbare Verpflich-
tungen, die die Möglichkeit des Lizenznehmers, seine eigene
Technologie zu verwerten, oder die Möglichkeit der Vertrags-
parteien, Forschungs- und Entwicklungsarbeiten durchzuführen,
beschränken, es sei denn, letztere Beschränkung ist unerlässlich,
um die Preisgabe des lizenzierten Know-hows an Dritte zu
verhindern.

Artikel 6

Entzug des Rechtsvorteils der Verordnung im Einzelfall

(1) Die Kommission kann den mit dieser Verordnung
verbundenen Rechtsvorteil nach Artikel 29 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 im Einzelfall entziehen, wenn eine
nach Absatz 2 freigestellte Technologietransfer-Vereinbarung
gleichwohl Wirkungen hat, die mit Artikel 81 Absatz 3 EG-
Vertrag unvereinbar sind; dies gilt insbesondere, wenn

a) der Zugang fremder Technologien zum Markt beschränkt
wird, beispielsweise durch die kumulative Wirkung paral-
leler Netze gleichartiger beschränkender Vereinbarungen, die
den Lizenznehmern die Nutzung fremder Technologien
untersagen;

b) der Zugang potenzieller Lizenznehmer zum Markt
beschränkt wird, beispielsweise durch die kumulative
Wirkung paralleler Netze gleichartiger beschränkender
Vereinbarungen, die den Lizenzgebern die Erteilung von
Lizenzen an andere Lizenznehmer untersagen;

c) die Parteien die lizenzierte Technologie ohne sachlich
gerechtfertigten Grund nicht verwerten.

(2) Wenn eine unter die Freistellung des Artikels 2 fallende
Technologietransfer-Vereinbarung im Gebiet eines Mitglied-
staats oder in einem Teil desselben, der alle Merkmale eines
gesonderten räumlichen Marktes aufweist, im Einzelfall
Wirkungen hat, die mit Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag unver-
einbar sind, kann die Wettbewerbsbehörde dieses Mitgliedstaats
unter den gleichen Umständen wie in Absatz 1 des vorlie-
genden Artikels den Rechtsvorteil dieser Verordnung gemäß
Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 mit
Wirkung für das betroffene Gebiet entziehen.

Artikel 7

Nichtanwendbarkeit dieser Verordnung

(1) Gemäß Artikel 1a der Verordnung Nr. 19/65/EWG kann
die Kommission durch Verordnung erklären, dass in Fällen, in
denen mehr als 50 % eines relevanten Marktes von parallelen
Netzen gleichartiger Technologietransfer-Vereinbarungen erfasst
werden, die vorliegende Verordnung auf Technologietransfer-
Vereinbarungen, die bestimmte Beschränkungen des Wettbe-
werbs auf diesem Markt vorsehen, keine Anwendung findet.

(2) Eine Verordnung im Sinne von Absatz 1 wird frühestens
sechs Monate nach ihrem Erlass anwendbar.

Artikel 8

Anwendung der Marktanteilsschwellen

(1) Für die Anwendung der Marktanteilsschwellen im Sinne
des Artikels 3 gelten die in diesem Absatz genannten Regeln:

Der Marktanteil wird anhand des Absatzwerts berechnet. Liegen
keine Angaben über den Absatzwert vor, so können zur Ermitt-
lung des Marktanteils Schätzungen vorgenommen werden, die
auf anderen verlässlichen Marktdaten unter Einschluss der
Absatzmengen beruhen.

Der Marktanteil wird anhand der Angaben für das vorherge-
hende Kalenderjahr ermittelt.

Der Marktanteil der in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe e)
genannten Unternehmen wird zu gleichen Teilen jedem Unter-
nehmen zugerechnet, das die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe
a) bezeichneten Rechte oder Einflussmöglichkeiten hat.

(2) Wird die in Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 genannte
Marktanteilsschwelle von 20 % bzw. 30 % erst im Laufe der
Zeit überschritten, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 im
Anschluss an das Jahr, in dem die Schwelle von 20 % bzw.
30 % zum ersten Mal überschritten wird, noch für zwei aufein-
ander folgende Kalenderjahre weiter.

Artikel 9

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 240/96

Die Verordnung (EG) Nr. 240/96 wird aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Be-
zugnahmen auf die vorliegende Verordnung.
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Artikel 10

Übergangsfrist

Das Verbot des Artikels 81 Absatz 1 EG-Vertrag gilt vom 1. Mai 2004 bis zum 31. März 2006 nicht für
Vereinbarungen, die am 30. April 2004 bereits in Kraft waren und die Voraussetzungen für eine Freistel-
lung zwar nach der Verordnung (EG) Nr. 240/96, nicht aber nach dieser Verordnung erfüllen.

Artikel 11

Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2004 in Kraft.

Sie gilt bis zum 30. April 2014.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. April 2004

Für die Kommission
Mario MONTI

Mitglied der Kommission
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